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Abgeordnetenhaus von Berlin

8. Wahlperiode

Vorlage - zur Kenntnisnahme

gemäß Artikel 47 Abs. 1 der Verfassung von Berlin

über Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplanes XII-127
für das Grundstück Hindenburgdamm 22-25 und Krahmerstraße 2/4
im Bezirk Steglitz, Ortsteil Lichterfelde

Wir bitten, gemäß Artikel 47 Abs. 1 der Verfassung von Berlin
zur Kenntnis zu nehmen, daß der Senator für Bau- und
Wohnungswesen die nachstehende Verordnung erlassen hat:

Verordnung

über die Festsetzung des Bebauungsplanes XII-127
für das Grundstück Hindenburgdamm 22-25 und

Krahmerstraße 2/4

im Bezirk Steglitz, Ortsteil Lichterfelde

Vom 22. Januar 1980

Auf Grund des § 10 des Bundesbaugesetzes (BBauG) in der
Fassung vom 18. August 1976 (BGBl. I S. 2256, 3617 / GVB1.
5. 2047, 1977 S. 116), zuletzt geändert durch Gesetz vom
6. Juli 1979 (BGBl. I S. 949 / GVB1. S. 1250), in Verbindung mit
§ 5 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes zur Ausführung des Bundes
baugesetzes (AGBBauG) in der Fassung vom 23. Januar 1979
(GVB1. S. 321), wird verordnet:

§1

Der Bebauungsplan XII-127 vom 3. Oktober 1977 für das
Grundstück Hindenburgdamm 22-25 und Krahmerstraße 2/4
im Bezirk Steglitz, Ortsteil Lichterfelde, wird festgesetzt.

§2

Die Urschrift des Bebauungsplanes kann beim Bezirksamt
Steglitz von Berlin, Abteilung Bauwesen, Vermessungsamt,
beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplanes können beim
Bezirksamt Steglitz von Berlin, Abteilung Bauwesen, Stadt
planungsamt und Bau- und Wohnungsaufsichtsamt, w-ährend
der Dienststunden kostenfrei eingesehen werden.

§3

(1) Auf die Vorschriften über

1. die Fälligkeit von Entschädigungsansprüchen
(§ 44 c Abs. 1 Satz 1 und 2 BBauG),

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen
(§ 44 c Abs. 2 BBauG)

wird hingewiesen.
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Die Veröffentlichungen des Abgeordnetenhauses sind beim Kulturbuchverlag Berlin. Pa.ssauer Straße 4, 1000 Berlin 30,
Telefon 2 13 60 71, zu beziehen.
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(2) Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
beim Zustandekommen dieser Verordnung ist nach § 155 a
Abs. 1 des Bundesbaugesetzes unbeachtlich, wenn sie nicht
schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser

- Verordnung gegenüber dem für das Bauwesen zuständigen
Mitglied des Senats geltend gemacht worden ist; der Sach
verhalt, der die Verletzung begründen soll,-ist darzulegen.
Dies gilt nach § 155 a Abs. 3 des Bundesbaugesetzes nicht,
wenn die für die Verkündung dieser Verordnung geltenden
Vorschriften verletzt worden sind.

§4

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im
Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

A. Begründung:

I. Veranlassung des Planes

Anlaß* zur Aufstellung des Bebauungsplanes war ein mit
den Zielsetzungen der vorbereitenden Bauleitplanung zu ver
einbarender Bauantrag der „Service KG Hindenburgdamm —
Appartementhaus GmbH & Co." zur Errichtung einer Wohn
anlage mit 185 Wohnungen und einer privaten Sonder
kindertagesstätte auf dem Grundstück Hindenburgdamm 22-25
und Krahmerstraße 2/4. Durch die günstige Lage des Bau
grundstückes zum benachbarten Klinikum Steglitz konnte
hier die Möglichkeit genutzt werden, für Ärzte und Schwestern
des Klinikums dringend benötigten Wohnraum bereitzustellen.

Der Bebauungsplan XII-127 dient im wesentlichen der pla
nungsrechtlichen Sicherung des inzwischen auf dem Be
freiungswege neu geschaffenen städtebaulichen Zustandes.

In der vorbereitenden Bauleitplanung — Flächennutzungs
plan von Berlin vom 30. Juli 1965 (ABl. 1970 S. 703), zuletzt
geändert durch den 7. Änderungsplan vom 28. Januar 1976
(ABl. 1978 S. 1344), sind die Grundstücke innerhalb des
Geltungsbereiches als allgemeines Wohngebiet mit der Ge-
schoßflächenzahl 1,0 dargestellt.

Der Baunutzungsplan in der Fassung vom 28. Dezember
1960 (ABl. 1961 S. 742) weist das Gelände als allgemeines
Wohngebiet der Baustufe II/2 aus.

II. Inhalt des Planes

Der Bebauungsplan setzt dem Flächennutzungsplan ent
sprechend für das Grundstück Hindenburgdamm 22-25 und
Krahmerstraße 2/4 allgemeines Wohngebiet bei flächenmäßiger
Ausweisung und offener Bauweise mit vier zulässigen Voll
geschossen, der Grundflächenzahl 0,3 und der Geschoß
flächenzahl 1,0 fest.

Durch Planergänzungsbestimmung wurde geregelt, daß im
Einzelfall von der Zahl der Vollgeschosse abgewichen werden
kann, wenn die Geschoßflächenzahl nicht überschritten wird
(§17 Abs. 5 der Baunutzungsverordnung in der Fassung vom
15. September 1977).

Durch die vorhandene, von ein auf fünf Geschosse an
steigende Bebauung wird eine Geschoßflächenzahl von 0,91
erreicht. Die notwendigen Stellplätze sind in den in der Plan
unterlage eingetragenen Garagen mit drei Geschossen unter
gebracht.

Die bauhistorisch erhaltenswürdigen zweigeschossigen
Wohngebäude Hindenburgdamm 24 und 25 wurden in die
Wohnanlage einbezogen. Die Fassaden dieser Gebäude wurden
restauriert; die Wohnungen sind den heutigen Wohnbedürf
nissen entsprechend umgebaut worden.

Durch eine weitere Planergänzungsbestimmung wurde ge
regelt, daß die nach § 4 Abs. 3 Nr. 4 und 6 der Baunutzungs
verordnung ausnahmsweise zulässigen Anlagen nicht Bestand
teil des Bebauungsplanes sind (§ 1 Abs. 6 der Baunutzungs
verordnung). Der Ausschluß dieser Anlagen erfolgte, weil sie
mit dem Charakter und der Nutzung des in Rede stehenden
allgemeinen Wohngebietes nicht vereinbar wären.
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Unzumutbare Auswirkungen auf die Umwelt ergeben sich
aus den Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht. Durch die
überwiegend geschlossene, mehrgeschossige, gestaffelte, nur
nach Südosten geöffnete Bebauung und durch die Randlage des
teilweise abgesenkten Garagengebäudes wird ein gegen Ver
kehrsgeräusche weitgehend geschützter Freiraumbereich mit
günstigen Besonnungsverhältnissen geschaffen.

Der Bebauungsplan setzt eine der Planung entsprechende
Straßenbegrenzungslinie und Baugrenzen unter -Aufhebung
der bisher bestehenden Straßen- und Baufluchtlinien sowie
eine Teilfläche der Krahmerstraße vor dem Grundstück
Krahmerstraße 2/4 als Straßenverkehrsfläche fest.

HI. Verfahren

Eine Beteiligung der Bürger nach § 2 a Abs. 2 des Bundes
baugesetzes in der Fassung vom 18. August 1976 war nach
Artikel 3 § 1 Abs. 2 des Gesetzes zur Änderung des Bundes
baugesetzes vom 18. August 1976 (BGBl. I S. 2221, 3617 /
GVB1. S. 1830, 1977 S. 116) nicht erforderlich.

Die Beteiligung der Behörden und Stellen, die Träger öffent
licher Belange sind (§ 2 Abs. 5 des Bundesbaugesetzes) erfolgte
gemäß § 3 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des Bundes
baugesetzes durch den Senator für Bau- und Wohnungswesen.
Änderungswünsche wurden nicht vorgebracht.

Die Bezirksverordnetenversammlung des Bezirks Steglitz
hat dem Bebauungsplan gemäß § 3 Abs. 3 des Gesetzes zur
Ausführung des Bundesbaugesetzes am 24. Mai 1978 zu
gestimmt.

Die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes in der Zeit
vom 1. August 1978 bis 1. September 1978 ist am 21. Juli 1978
im Amtsblatt für Berlin auf Seite 1214 fristgerecht bekannt
gemacht worden (§ 2 Abs. 6 des Bundesbaugesetzes vom
23. Juni 1960 in Verbindung mit § 3 Abs. 4 des Gesetzes zur
Ausführung des Bundesbaugesetzes).

Bedenken und Anregungen wurden nicht vorgebracht.

B. Rechtsgrundlage:

Bundesbaugesetz (BBauG) in der Fassung vom 18. August 1976
(BGBl. I S. 2256, 3617 / GVB1. S. 2047, 1977 S. 116), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 6. Juli 1979 (BGBl. I S. 949 / GVB1.
S. 1250), in Verbindung mit der Baunutzungsverordnung in
der Fassung vom 15. September 1977 (BGBl. I S. 1763 / GVB1.
S. 2083);

Gesetz zur Ausführung des Bundesbaugesetzes (AGBBauG)
in der Fassung vom 23. Januar 1979 (GVB1.S. 321).

C. Haushaltsmäßige Auswirkungen:

a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben:
Die Kosten für den Umbau der Krahmerstraße zwischen
Hindenburgdamm und Krahmersteg sind im Haushalts
plan 1980 bei Kapitel 4202, Titel 725 07 mit Gesamtkosten
von 640000 DM veranschlagt.

b) PersonalWirtschaftliehe Auswirkungen:
Keine.

D. Auswirkungen auf die Umwelt:

Siehe Ausführungen unter A. Begründung - II. Inhalt des
Planes —.

Berlin, den 4. Februar 1980

Der Senat von Berlin

Stobbe

Reg. Bürgermeister
Ristock

Senator
für Bau- und Wohnungswesen


